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Großbritannien

Der neue Stil 
in der britischen Einkommenspolitik

John^orina, Oxford

Die britisclie Einkommens- und Preispolitik zielt kurzfristig darauf ab, die Lösung der Zahlungsbilanzprobleme 
zu unterstützen; langfristig sollen die Investitionstätigkeit und der Export gefördert werden, um ein angemesse­
nes Wachstum zu gewährleisten. Trotz der gesetzlichen Maßnahmen bedarf eine solche Politik der freiwilligen 
Unterstützung seitens der Gewerkschaften und der Arbeitgeber. In dieser Hinsicht hat Wilson auf dem Partei­
tag der Labour-Party in Blackpool einen schweren Rückschlag erlitten. M it großer Mehrheit forderte der Partei­
tag auf Betreiben der Gewerkschaften, das Preis- und Einkommensgesetz zurückzuziehen, das alle Lohner­
höhungen, die nicht durch Produktivitätsfortschritte gerechtfertigt sind, verbietet. Uber die bisherige Wirksam­
keit der Einkommens- und Preispolitik gibt der folgende Beitrag Auskunft.

Die britisdie Einkommenspolitik, w ar von Ende 1964 
bis Anfang 1968 eine Kombination aus freiwilligen 

Verpfliditungen der A rbeitgeber und der Gewerk­
sdiaften. Als Stütze dieser freiwilligen Basis dienten 
für geraume Zeit gesetzlidie Aufsdiubvollmaditen, die 
sidi die Regierung Vorbehalten hatte. Kernstüdc der 
Politik war die Sdiaffung des staatlidien Amts für 
Preise und Einkommen im Jahre 1965, das von der 
Regierung die Aufgabe erhielt, bei Preis- und Ein­
kommensänderungen rasdie U ntersudiungen anzu­
stellen und die Resultate in Beriditen vorzulegen. Bis 
zum Frühjahr 1968 hatte  das Amt nahezu 60 Beridite 
(die sidi mit einem großen Teil der gesamten Arbeit- 
nehm ersdiaft befaßten) vorgelegt. Inzwisdien hat es 
sidi sowohl bei den Arbeitnehm ern als audi bei den 
Arbeitgebern durdi seine unabhängige Haltung ein 
erstaunlidies Maß an Prestige und Einfluß erworben.

PHASEN IN  DER E IN KO M M EN SPO LIT IK

In groben Umrissen gesehen hat die Einkommens­
politik vier Phasen durdisdiritten. Die Einführungs­
phase riditete sidi mit einem Appell an Arbeitgeber 
und Gewerksdiaften, sidi freiwillig an eine Einkom- 
mens-„W adistumsnorm" von 3 Vo zu halten. Dieses 
Experiment sdieiterte M itte 1966, w eil die „Norm" 
eher zur unteren Grenze als zur durdisdinittlidien 
oberen Grenze für Lohn- und Gehaltserhöhungen ge­
worden war. Die zweite Phase w ar die Einfrierung 
der Löhne im Jahr 1966/67, begleitet von einem leidi-

ten  Anstieg der Arbeitslosenziffer. Die dritte Phase 
w ar eine kontrollierte Lodserung des Lohnstopps; hier­
m it sollte ein Ventil für angestaute Spannungen ge­
sdiaffen und die Grundlage für ein freiwilliges W ohl­
verhalten w iederhergestellt werden. Die gegenwärti­
ge Phase setzt eine auf zwei Jahre begrenzte strikte 
M aximalgrenze für Lohnerhöhungen fest, die nur in 
ganz wenigen Ausnahmefällen übersdiritten werden 
darf.

Kern der Einkommenspolitik w ar der Versudi, die 
Probleme des Lohngefälles in einer modernen Volks­
w irtsdiaft in den Griff zu bekommen, um Kosten- 
und Preiserhöhungen im Inland wie audi auf dem 
A usfuhrsektor unter Kontrolle zu halten. Dieses mit­
telfristige Ziel hing weitgehend von der Koordinie­
rung der Einkommenspolitik mit der w irtsdiaftlidien 
Planung zusammen: Ein kräftiger Anstieg der Produk­
tivitätskurve sollte mit einem zurüdchaltenderen An­
stieg der Einkommenskurve einhergehen. W egen einer 
Reihe von Krisenreaktionen auf besondere Belastun­
gen der Zahlungsbilanz kam es jedodi zu Abweidiun- 
gen von diesem m ittelfristigen Ziel. Besonders sdiledit 
stand es um den einkommenspolitisdien Teil des Re­
gierungsplans w ährend der Krise im Jahre 1966. Das 
überrasdiende Resultat ist jedodi, daß der Kern der 
Einkommenspolitik sowie die Einigung auf freiwillige 
Zurüdihaltung weitgehend intakt geblieben sind, ob­
wohl die Politik n id it in der Lage war, den Außen­
handelsablauf — durdi wirksame binnenwirtsdiaft- 
lid ie Planung — vollständig zu beeinflussen.
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Die Einfrierung der Löhne in der zweiten Hälfte des 
Jahres 1966 wurde nahezu voll wirksam; zu gesetzli­
chen Sanktionen brauchte daher trotz stark  dezen­
tralisierter Verhandlungsbefugnisse der Gewerkschaf­
ten auf Betriebsebene kaum gegriffen zu werden. 
Preiserhöhungen wurden eingedämmt, und die Lohn­
fluktuationen w aren kaum nennenswert. Mit der Auf­
stellung einer „Regel durch Ausnahme" hat die Ein­
kommenspolitik eine W elle von Produktivitätsver­
handlungen ausgelöst, deren Ziel im großen und gan­
zen darin bestand, den Nutzungsgrad von Arbeits­
kräften und Kapital zu steigern. Ferner hat sie in 
mehr oder weniger großem Umfang dazu inspiriert, 
niedrig bezahlten A rbeitern Priorität bei Lohnerhö­
hungen einzuräumen.

Mit der Veröffentlichung des Weißbuchs im April 
hat die britische Einkommens-, Produktivitäts- und 
Preispolitik für das Jah r 1968-69 ein neues Gesicht 
erhalten. H auptpunkt ist eine obere Grenze von 
3,5 "/o für Einkommenserhöhungen; ein starker Akzent 
liegt ferner auf der Förderung der Produktivität und 
Leistungsfähigkeit auf Betriebsebene. Die obere Gren­
ze gilt nicht nur für die Grundlohnsätze, sondern auch 
für die vielen anderen Komponenten, die die Löhne be­
einflussen (mit Zugeständnissen für solche Kompo­
nenten, die in direktem Zusammenhang mit der Pro­
duktivität stehen). Die Kriterien für die Preiskon­
trolle berücksichtigen zwar, daß die durdi die Ab­
wertung verursaditen Preiserhöhungen unvermeidlich 
sind, legen jedodi Gewicht darauf, daß Kostenan­
stiege aufgrund anderer Ursadien soweit w ie mög- 
lidi absorbiert werden müssen. Die Regierung sucht 
um gesetzliche V ollm aditen nach, um die maximale 
Aufsdiubbefugnis für Lohn- und Preiserhöhungen auf 
ein Jahr auszudehnen.

C H A RA KTER IST IKA  DER BRITISCH EN  E IN KO M M EN SPO LIT IK

Die neuen Charakteristika der britischen Einkom­
m enspolitik sind bedeutsam. Zunächst einmal liegt eine 
neue Betonung auf der Aufgliederung von Lohnver­
änderungen auf der Betriebsebene am unteren Ende 
und der nationalen Ebene am oberen Ende der Skala. 
Es wird stärker als in früheren Grundsatzerklärungen 
anerkannt, daß Veränderungen der Lohnsätze oder 
der Effektivlöhne auf nationaler, lokaler, U nterneh­
mens- oder Betriebsebene geregelt w erden können. 
W enn jedodi Gruppen von mehreren, auf versdiie­
denen Ebenen beschlossenen Erhöhungen profitieren, 
erfordert die festgesetzte Hödistgrenze, daß eine Er­
höhung der Effektivlöhne insgesamt 3,5 Vo nicht über­
schreitet und daß eine Erhöhung der Lohnsätze die 
voraussichtliche Lohnveränderung auf der Betriebs­
ebene berücksichtigt. Zweitens können Erhöhungen 
über die Maximalgrenze hinaus entweder mit Produk- 
tivitätsabkominen oder mit größeren U m strukturierun­
gen bei Löhnen und Gehältern gereditfertigt werden.

Damit wird erneut Nachdruck auf die Steigerung 
der Produktivität durch A rbeitsstudien und Rationali­
sierungsmaßnahmen gelegt. Der Trend kann audi da­
hingehend interpretiert werden, daß er die rasche 
Verbreitung von Produktivitätsabkom men auf Be­
triebsebene fördert. Drittens wird offenbar, wie sehr 
man sidi der Notwendigkeit bewußt ist, die Lohnver­
änderungen bei den Leistungslöhnen unter Kontrolle 
zu halten.

Das Weißbuch kennzeichnet in vielerlei Hinsidit das 
Übergangsstadium zu einer m ittelfristigen Politik zur 
Sidierung beständiger Zahlungsbilanzüberschüsse. Die 
Einkommenspolitik war niemals eine echte A lterna­
tive für eine zeitlidi sorgfältig berechnete und kon­
trollierte W echselkursanpassung. Ebensowenig v/ar sie 
jemals ein Ersatz für die grundlegenderen wirtschaft­
lichen Rationalisierungsmaßnahmen zur Erreichung 
eines rascheren Produktions- und Ausfuhrwachstums. 
Sie hat jedodi als zusätzliche Handhabe gedient, das 
w irtsdiaftlidie Wachstum und die Vollbeschäftigung 
— beide leid it verwundbar — vor dem Druck zu 
sdiützen, der durch die Verpflichtungen des Pfundes 
als Reservewährung entstanden ist. Zurückhaltung auf 
dem Einkommenssektor kann nicht an sich sdion die 
spezifisdie Höhe festlegen, auf der der Wechselkurs 
stabilisiert w erden soll. Dies ist die Aufgabe anderer 
wirtschaftspolitischer Maßnahmen. Die Zurückhaltung 
kann jedoch dazu beitragen, die S tabilität des Wedi- 
selkurses zu gewährleisten, sobald durch andere Maß­
nahm en die richtige Höhe festgesetzt ist.

BRITISCH ES ZA H LU N G SBILA N ZPRO BLEM

Außerdem zielt die britisdie Einkommenspolitik direkt 
auf das Problem der Zahlungsbilanz ab. Bei den In­
strum enten zur Strukturverschiebung vom Konsum auf 
die Investitionstätigkeit und die Ausfuhr liegt der 
Hauptakzent auf einem bisher beispiellosen Grad an 
fiskalisdier Deflation — womit die Riditlinien des 
IWF nahezu budistabengetreu erfüllt werden. Der 
Haushaltsüberschuß läßt genügend Spielraum für zu 
tief gegriffene Sdiätzungen bei dem vorausgesagten 
Einkommenswadistum; daher dient die Einkommens­
politik im Jahre 1968 weitgehend als zusätzlidie 
Garantie. Die Deflation diente nicht nur der Umlen­
kung britischer Hilfsquellen auf die Investitionstätig­
keit und den Export zur Erzielung eines Zahlungs- 
bilanzübersdiusses, sondern audi der Sidierstellung 
von Kreditrüdczahlungen und Sdiuldendiensten. Als 
Riditmaß für Einkommenserhöhungen gilt daher jetzt 
nidit m ehr so sehr die Übereinstimmung mit dem 
grundlegenden Wachstumstrend, sondern vielmehr der 
in der Zeit nadi der Abwertung bestimmte „zulässige 
Spielraum für Einkommenserhöhungen". W ährend der 
Konsum real gesehen zurückgeht, zielt die Politik 
darauf ab, eine zu rasche Neutralisierung des jetzt 
neugestalteten Kosten-Preisverhältnisses im Außen­
handel zu vermeiden.
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Der Anstieg der A rbeitskosten in Großbritannien ge­
hört in jüngster Zeit zu den niedrigsten in den hoch­
industrialisierten europäisdien Ländern; die A rbeits­
produktivität hat sidi spürbar verbessert, und die 
Preissteigerungen sind sehr gering gewesen. Das 
ökonometrisdie Bild der Auswirkungen des Lohn- und 
Preisstopps von 1966-67 ist, für sidi allein genommen, 
überzeugend. 1968 jedodi ist die kum ulative W irkung 
durdi die widrigen Einflüsse anderer Maßnahmen be­
einträditigt worden, die zu relativer Stagnation in der 
Gesamtproduktion und -Produktivität geführt haben.

Die Einkömmenspolitik mußte unlängst aufgrund von 
Krisenmaßnahmen in einem unangemessenen Rahmen 
der Deflation wirken, während ihre effektive Rolle 
darin besteht, die W adistum sstrategie zu ergänzen, 
indem sie dafür sorgt, daß man weniger auf andere 
Instrumente der Kosten- und Nadifrageregulierung 
angewiesen ist, die sidi hemmender auf eine erwei­
terte Investitionstätigkeit und Produktionssteigerun­
gen aus wirken. Obwohl die Einkommenspolitik 1968-69 
nidit mehr an die Erwartung höherer Realeinkommen 
geknüpft ist, wird sie zum erstenmal seit 1966 in dem 
angemesseneren Rahmen steigender Nadifrage, Pro­
duktion und Investitionstätigkeit praktiziert.

Im großen und ganzen sdieinen die kurzfristigen Aus- 
siditen red it günstig zu sein. Obwohl die Verbindung 
zwisdien Arbeitskosten pro Einheit, Ausfuhrpreisen 
und der Handelsbilanz n id it sehr eng und gradlinig 
ist, kann eine große Handelsnation wie Großbritan­
nien aus einer Einkommenspolitik dodi an internatio­
nalem Spielraum gewinnen. M öglidierweise wird auf 
lange Sidit die durdisdinittlidie Besdiäftigungsrate in 
Europa und Amerika (über Preiseinflüsse im Außen­
handel) eine ebenso große Rolle für die Entwidclung 
der britisdien Einkommen spielen wie die Arbeits­
losenrate im eigenen Land, ü b er kurz- und m ittel­
fristige Perioden sdieint es Großbritannien jedodi 
möglidi zu sein, die Einkommen beträditlidi unter 
dem europäisdien D urdisdinitt zu halten und Erhöhun­
gen von Einkommen und Exportkosten vor der inter­
nationalen Anstedcungsgefahr zu isolieren.

UNTERSTUTZUNG DURCH A RBEITG EBER  UND G EW ERKSCH A FTEN

Die günstigen Aussiditen sollten daher n id it unter- 
sdiätzt werden. Aber ebensowenig sollte das Ergebnis 
übersdiätzt werden. Es gibt eine Reihe untereinander 
in Beziehung stehender Probleme bei der physisdien 
Versdiiebung der „Phillips-Kurve“ d u rd i eine Kombi­
nation von Einkommenspolitik und aktiver Arbeits­
kräftepolitik. Die Einkommenspolitik muß sidi ihre 
restlidie freiwillige Unterstützung von seiten der Ge­
werksdiaften und der Arbeitgeber erhalten. Sie muß 
außerdem die Entwidclung und Streuung von Lohn­
fluktuationen auf der Betriebsebene so weit wie mög- 
lidi im Auge und unter Kontrolle behalten.

Der Sdilüssel zur Lage liegt weniger in den Kriterien 
als vielmehr in der Erfüllung des Weißbudis. Es be­
steht eine grundsätzlidie W ahl: Einmal kann eine 
Bewegung zur Stärkung der gesetzlidien Vollmaditen 
eingeleitet werden, womit die freiwillige Zurüdchal- 
tung untergraben und eine wirksame Einkommens­
politik im Jahre 1969 unwahrsdieinlidi gemadit würde; 
zum anderen kann eine Bewegung zur Stärkimg der 
freiwilligen Zurückhaltung eingeleitet werden, wo­
durch die Aufschubvollmachten in eine zusätzlidie 
Garantie für das V ertrauen des Auslands verwandelt 
würden. Das pragm atisdie Gleidigewidit, das irgend­
wann im Jahr 1968 erzielt werden wird, dürfte jedodi 
in  beträditlidiem  Umfang von dem Realismus und der 
Einsidit der internationalen W irtsdiaftsgemeinschaft 
abhängen.

Im Jahr 1968-69 werden Realeinkommenstransfers von 
Großbritannien an andere Handelsnationen, an in ter­
nationale Gläubiger und Bankiers vorgenommen w er­
den, während die Realeinkommen der Bevölkerung ent­
weder fallen oder aber stagnieren werden. Auf kurze 
Sidit ist ein Einkommensstopp für die Zahlungsbilanz 
sinnvoll. Auf mittelfristige Sidit jedodi darf er die 
Einkommenspolitik nicht daran hindern, ein Sdilüssel-
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faktor in der Gesamtstrategie für Exportexpansion und 
ein dauerhaftes w irtsdiaftlidies Wachstiun zu werden.

Die Einkommenspolitik ist nicht etwa ein M ittel zur 
perm anenten Eindämmung der Einkommen. Ihr eigent­
licher Zweck besteht darin zu gewährleisten, daß 
unter angemessenen Nachfragebedingungen ein maß­
voller und geordneter Anstieg der Einkommen sta tt­
findet, mit dem Vollbeschäftigung und eine ausge­
glichene Zahlungsbilanz einhergehen. Damit die Ein­
kommenspolitik wirksam wird und nicht zu einem 
Einkorrunensstopp von ungewisser Dauer degeneriert, 
braudit sie den Rahmen der binnenwirtschaftlichen 
Planung. Die binnenwirtschaftliche Planung für die 
siebziger Jah re  bedarf wiederum unentbehrlicher Re­
quisiten für ein erfolgreiches Rahmenwerk — vor­
herige oder gleichzeitige Schritte in Riditung auf eine 
W eltwährungsreform und Koordinierung des W elt­
handelssystems.

Die W elt hat ein Eigeninteresse an der Stabilisierung 
der Vorteile, die durch die britische Einkommenspoli­
tik  erzielt werden können. Es wäre nicht zuviel ver­
langt, wenn die internationale Finanzgemeinschaft im 
eigenen Interesse auigefordert würde, Schritte in Rich­
tung auf eine W ährungs- und Handelsreform erkennen 
zu lassen oder die Versicherung abzugeben, daß Fort­

schritte in dieser Richtung gemacht werden. Man muß 
sich der Realität stellen. Eine „strikte“ Erfüllung des 
Weißbuchs darf nicht die Evolution der Einkommens­
politik hemmen; denn nur die freiwillige Zurückhal­
tung auf dem Gebiet höherer Realeinkommen im An­
schluß an die Strategie der gesteigerten Investitions­
tätigkeit und des gedrosselten Verbrauchs kann bei 
der A ufrediterhaltung beständiger Zahlungsbilanz­
überschüsse nach. 1969 eine aktive Rolle spielen.
Die britische Einkommenspolitik wird in den nächsten 
zwei Jahren zweifellos ein wechselvolles Schicksal er­
leiden. Eine wesentliche Priorität hat sie jedoch ge­
klärt. Unsicherheit und Risiko sind mit wirtschaftlidien 
Dingen immer verbunden. Großbritannien hat den Un­
sicherheitsfaktor in seinen binnenwirtschaftlichen Zie­
len auf ein Mindestmaß reduziert. H ier scheinen das 
März-Budget und das April-Weißbuch einen echten 
W endepunkt darzustellen. Nicht alle entscheidenden 
Persönlichkeiten des internationalen Wirtschaftslebens 
bekennen sich zu der gleichen Konzeption von natio­
nalen Rollen im Rahmen bestmöglicher W eltw irt­
schaftsbeziehungen. Aber die meisten würden mit der 
Ansicht übereinstimmen, daß Großbritannien bei der 
Stützung der Stabilität und des Wachstums des W elt­
handels im Laufe der nächsten Jah re eine aktive Rolle 
spielen wird.

I
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